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Die Klage wird abgewiesen.Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.Â 

Â 

Tatbestand:

Â 

Im Streit ist die Befreiung des KlÃ¤gers von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung bezogen auf eine seit dem 01.10.2002
ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung. Der am 1962 geborene KlÃ¤ger ist seit dem
25.04.1991 aufgrund gesetzlicher Verpflichtung Mitglied der Rechtsanwaltskammer
Hamm und seit dem 19.04.1991 kraft Gesetzes Mitglied des Versorgungswerkes der
RechtsanwÃ¤lte im Land Nordrhein-Westfalen. Am 17.05.1991 beantragte der
KlÃ¤ger bei der damaligen Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA)
bezogen auf ein im Antrag aufgefÃ¼hrtes, seit dem 01.11.1990 ausgeÃ¼btes
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der H. AG in Marl die Befreiung von der
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Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der Angestellten gemÃ¤Ã� Â§ 7
Abs. 2 des Angestellten-Versicherungsgesetzes (AVG) fÃ¼r die Zeit ab dem
01.07.1991. Mit Bescheid der BfA vom 11.10.1991 wurde der KlÃ¤ger
antragsgemÃ¤Ã� ab dem 01.07.1991 von der Versicherungspflicht zur
Rentenversicherung der Angestellten befreit. Der Bescheid enthÃ¤lt unter anderem
formularmÃ¤Ã�ig folgenden Text: â��Auf Ihren Antrag werden sie von der
Versicherungspflicht zur Rentenversicherung der Angestellten befreit.
Eingangsdatum des Befreiungsantrages 22.05.1991 Beginn des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bzw. der Versicherungspflicht 01.11.1990 Beginn
der Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung im Sinne von Â§ 7 Abs. 2 AVG
19.04.1991 Versorgungseinrichtung Beginn der Befreiung Versorgungswerk der
RechtsanwÃ¤lte 1. Juli 1991 Postfach 8309 antragsgemÃ¤Ã� 4000 DÃ¼sseldorf 1
Die Befreiung gilt fÃ¼r die Dauer der Pflichtmitgliedschaft und einer daran
anschlieÃ�enden freiwilligen Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung, soweit
Versorgungsabgaben in gleicher HÃ¶he geleistet werden, wie ohne die Befreiung
BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Angestellten zu entrichten wÃ¤ren. Werden
mehrere BeschÃ¤ftigungen ausgeÃ¼bt, so gilt die Befreiung nur fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung, auf der die Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung beruht
und nach deren Arbeitsentgelt die Versorgungsabgaben zu berechnen sind.
Rechtmittelbelehrung â�¦ Die BfA hat bei Wegfall der Voraussetzungen des Â§ 7
Abs. 2 AVG die Befreiung von der Versicherungspflicht nach Â§ 48 Abs. 1 des X
Buches Sozialgesetzbuch zu widerrufen. Sie sind daher verpflichtet, der BfA die
UmstÃ¤nde anzuzeigen, die zum Wegfall der Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung
fÃ¼hren. Dies ist insbesondere der Fall, wenn â�� die Mitgliedschaft in der
Versorgungseinrichtung endet â�� Versorgungsabgaben nicht mehr in der dem
Einkommen entsprechenden HÃ¶he zu entrichten sind. Die Befreiung endet erst mit
dem fÃ¶rmlichen Widerruf durch die BfA. Die als Anlage beigefÃ¼gte Bescheinigung
Ã¼ber die Befreiung ist dem Arbeitgeber bzw. der Stelle auszuhÃ¤ndigen, die sonst
zur Entrichtung der PflichtbeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Angestellten
verpflichtet wÃ¤re. Falls sie inzwischen ihren Arbeitgeber gewechselt haben, bitten
wir den frÃ¼heren (vorherigen) Arbeitgeber von der Befreiung zu verstÃ¤ndigen.
Sollten fÃ¼r sie PflichtbeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Angestellten fÃ¼r
Zeiten ab Beginn der Befreiung von der Versicherungspflicht entrichtet worden sein,
so ist die Erstattung bei der Einzugsstelle (Krankenkasse) zu beantragen, an die die
BeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt worden sind.â�� Der KlÃ¤ger war seit dem 01.10.2002 bei
der B.H. GmbH in MÃ¼lheim beschÃ¤ftigt und wurde in folgenden Funktionen fÃ¼r
die B.H. GmbH tÃ¤tig: 01.10.2002 â�� 31.12.2010 Managing Director B. Italia
(entsandt) 01.01.2011 â�� 30.09.2013 Chief Operating Office B. Europe ab
01.10.2013 Chief Executive Officer B. Europe Mit einem am 08.08.2014 bei der
Beklagten eingegangenen Antrag beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die
Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
nach Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bzw. Satz 5 SGB VI. Dabei gab er im Antrag an, dass er
seit dem 01.10.2002 berufsspezifisch als Managing Director B. Italia bei der B.H.
GmbH in MÃ¼lheim beschÃ¤ftigt sei. Dem Antrag beigefÃ¼gt war ein Schreiben der
B.H. GmbH vom 25.07.2014, in dem die von dem KlÃ¤ger wahrgenommen
Aufgaben und Funktionen seit dem 01.10.2002 dargestellt wurden. Es wurde
ausgefÃ¼hrt, dass dem KlÃ¤ger in den jeweiligen Funktionen die FÃ¼hrung des
GeschÃ¤ftes unter Einschluss der anwaltlichen TÃ¤tigkeit oblegen hÃ¤tte. Die
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jeweiligen Einheiten hÃ¤tten nicht Ã¼ber eine eigene Rechtsabteilung verfÃ¼gt,
sodass die Rechtsberatung, Rechtsentscheidung, Rechtsgestaltung und Vermittlung
von dem KlÃ¤ger selbst ausgefÃ¼hrt worden seien. Mit Bescheid der Beklagten
vom 02.09.2014 wurde der Antrag des KlÃ¤gers vom 08.08.2014 auf Befreiung von
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r die am 01.10.2002 aufgenommenen BeschÃ¤ftigungen als
Managing Director B. Italia, Chief Operating Officer B. Europe und Chief Executive
Officer B. Europe bei der B. H. GmbH in MÃ¼lheim abgelehnt. Zur BegrÃ¼ndung
wurde ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger sei zwar aufgrund seiner Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft Pflichtmitglied der Rechtsanwaltskammer und zugleich des
berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerkes der RechtsanwÃ¤lte. Diese
Pflichtmitgliedschaft bestehe jedoch nicht wegen seiner BeschÃ¤ftigung bei der B.
H. GmbH in MÃ¼lheim. Er sei nicht als Rechtsanwalt bei der B. H. GmbH in
MÃ¼lheim beschÃ¤ftigt. Personen, die als stÃ¤ndige Rechtsberater in einem festen
Dienst- oder AnstellungsverhÃ¤ltnis zu einem bestimmten Arbeitgeber stÃ¼nden
(SyndikusanwÃ¤lte), seien in dieser Eigenschaft nicht als RechtsanwÃ¤lte tÃ¤tig.
FÃ¼r die AusÃ¼bung derartiger BeschÃ¤ftigungen sei daher eine Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 6 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 SGB VI nicht mÃ¶glich. Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger am
18.09.2014 Widerspruch und trug zur BegrÃ¼ndung vor, die Entscheidung der
Beklagten Ã¼ber die Befreiung von der Versicherungspflicht weiche von der
bisherigen Praxis ab und basiere offensichtlich auf einer kÃ¼rzlich ergangenen
Entscheidung des Bundessozialgerichtes, die dem Bundesverfassungsgericht zur
PrÃ¼fung vorgelegt werde. Da der KlÃ¤ger die Kriterien erfÃ¼lle, die bislang
ausgereicht hÃ¤tten, um die Befreiung zu begrÃ¼nden, beantrage er, die
Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch solange zur Entscheidung auszusetzen, bis
eine endgÃ¼ltige hÃ¶chstrichterliche Entscheidung vorliege. Hilfsweise beantragte
er, ihm Vertrauensschutz fÃ¼r seine bislang ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit zu gewÃ¤hren.
Die Beklagte teilte dem KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 02.10.2014 mit, dass sie
entsprechend der Anregung des KlÃ¤gers das Widerspruchsverfahren bis zur
Auswertung der schriftlichen EntscheidungsgrÃ¼nde der Urteile des
Bundessozialgerichtes vom 03.04.2014 seitens ihrer Grundsatzabteilung zunÃ¤chst
zurÃ¼ckstellen wÃ¼rde. Mit Schriftsatz vom 24.10.2017 nahm die Beklagte das
Widerspruchsverfahren wieder auf und wies darauf hin, dass das
Bundessozialgericht in seinen Entscheidungen vom 03.04.2014 eine eng am
Wortlaut des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI orientierte Auslegung vorgenommen
habe. Danach komme eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nur dann
in Betracht, wenn die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
und im berufsstÃ¤ndischen Versorgungswerk wegen ein und derselben
BeschÃ¤ftigung bestehen wÃ¼rde. SyndikusanwÃ¤lte seien jedoch nicht als
RechtsanwÃ¤lte bei ihren jeweiligen Arbeitgebern beschÃ¤ftigt. Nach gefestigter
Rechtsprechung zum TÃ¤tigkeitsbild des Rechtsanwaltes nach der
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) werde derjenige, der als stÃ¤ndiger
Rechtsberater in einem festen Dienst- oder AngestelltenverhÃ¤ltnis zu einem
bestimmten Arbeitgeber stehe, in dieser Eigenschaft nicht als Rechtsanwalt tÃ¤tig.
Die BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers bei der B. H. GmbH in MÃ¼lheim fÃ¼hre nicht zu
einer Pflichtmitgliedschaft in der berufsstÃ¤ndischen Kammer und in der
berufsstÃ¤ndischen Versorgungseinrichtung. Eine Befreiung von der gesetzlichen
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Rentenversicherungspflicht nach der Vorschrift des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
in der bis zum 31.12.2015 geltenden Fassung sei daher ausgeschlossen. Die
Beklagte wies darauf hin, dass nach dem zum 01.01.2016 in Kraft getretenen
Gesetz zur Neuordnung des Rechts der SyndikusanwÃ¤lte und zur Ã�nderung der
Finanzgerichtsordnung SyndikusanwÃ¤lte, die seit der Entscheidung des
Bundessozialgerichtes vom 03.04.2014 keine MÃ¶glichkeit mehr hÃ¤tten, sich nach 
Â§ 6 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreien zu
lassen, wieder ein Befreiungsrecht hÃ¤tten. Voraussetzung fÃ¼r die Befreiung von
der Versicherungspflicht sei jedoch die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt durch
die Ã¶rtlich zustÃ¤ndige Rechtsanwaltskammer, die der KlÃ¤ger offensichtlich nicht
beantragt habe. Eine Befreiung von der Versicherungspflicht fÃ¼r die ausgeÃ¼bte
BeschÃ¤ftigung als Syndikusanwalt bei der B. H. GmbH komme auÃ�erhalb des
nach dem neuen Recht vorgesehenen Verfahrens nicht in Betracht. Der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers machte mit Schriftsatz vom 05.02.2018
geltend, dass der KlÃ¤ger mit Bescheid der BfA vom 11.10.1991 generell von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung gem. Â§ 7 Abs. 2 AVG
befreit worden sei. Nach einer Entscheidung des LSG Nordrhein-Westfalen vom
14.03.2017 (L 18 R 852/16) bestÃ¼nde bei Bescheiden der frÃ¼heren BfA aufgrund
der damals getroffenen Formulierungen in den Befreiungsbescheiden ein
Vertrauensschutz dahingehend, dass die Befreiung von der Versicherungspflicht in
der gesetzlichen Rentenversicherung auch bei einem TÃ¤tigkeitswechsel fortgelte.
Es wurde angeregt, das Widerspruchsverfahren bis zur Entscheidung des
Bundessozialgerichtes in dem Revisionsverfahren (B 5 RE 3/17 R) ruhen zu lassen.
Mit Schriftsatz vom 04.07.2018 erklÃ¤rte die Beklagte ihr EinverstÃ¤ndnis mit dem
Ruhen des Verfahrens. Mit Schriftsatz vom 16.08.2019 teilte die Beklagte mit, dass
unterdessen in mehreren Urteilen des Bundessozialgerichtes entschieden worden
sei, dass jede Entscheidung Ã¼ber die Befreiung eines Pflichtmitgliedes eines
Versorgungswerkes von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung nur fÃ¼r eine ganz konkrete BeschÃ¤ftigung bei einem
bestimmten Arbeitgeber wirke. Danach entfalte eine einmal erteilte Befreiung von
der Rentenversicherungspflicht keine Wirkung fÃ¼r ein spÃ¤teres
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei demselben oder einem anderen Arbeitgeber, selbst
wenn dabei ebenfalls eine berufsgruppenspezifische TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt werde.
Eine Befreiung von der Versicherungspflicht fÃ¼r die ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung
als Syndikusanwalt .bei der B. H. GmbH in MÃ¼lheim komme daher nicht in
Betracht. Mit Bescheid vom 26.11.2019 wies die Beklagte den Widerspruch aus den
in den SchriftsÃ¤tzen vom 24.10.2017 und vom 16.08.2019 genannten GrÃ¼nden
zurÃ¼ck. Gegen diesen Bescheid hat der KlÃ¤ger am 17.12.2019 Klage erhoben.
Der KlÃ¤ger hat darauf hingewiesen, er habe keinen Antrag auf Zulassung als
Syndikusrechtsanwalt und keinen weiteren Antrag auf Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung gestellt, weil er zum
01.07.2015 Mitglied des Vorstandes seines Arbeitgebers geworden sei und aus
diesem Grund seit diesem Zeitpunkt nicht mehr der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung unterliege. Der KlÃ¤ger ist der Auffassung, dass er
fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2002 bis zum 30.06.2015 einen Anspruch auf Befreiung
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung habe. Er
kÃ¶nne sich insoweit auf den Bescheid vom 11.10.1991 berufen, da er mit diesem
Bescheid fÃ¼r die Zeit ab dem 01.07.1991 von der Versicherungspflicht in der
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gesetzlichen Rentenversicherung befreit worden sei. Die Beklagte sei selbst bis
2010 der Auffassung gewesen, dass eine Befreiung von der Versicherungspflicht in
der Rentenversicherung aufrecht erhalten bleibe, wenn ein Wechsel des
Arbeitgebers stattfinde und die Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk der
RechtsanwÃ¤lte weiterhin vorliege. Er habe deshalb auf den Fortbestand seiner
Befreiung trotz des Arbeitgeberwechsels vertrauen dÃ¼rfen. Der KlÃ¤ger
behauptet, er habe sich im Jahr 2002 bei dem Arbeitgeberwechsel telefonisch bei
der BfA erkundigt, was er zu beachten habe. Dabei sei ihm mitgeteilt worden, dass
er die erteilte Befreiung nur dem neuen Arbeitgeber vorgelegen mÃ¼sse. Zudem
habe es seit 2002 mehrfach BetriebsprÃ¼fungen bei der Arbeitgeberin des
KlÃ¤gers gegeben, ohne das es Beanstandungen bzgl. der
sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung des KlÃ¤gers durch den Arbeitgeber
gegeben habe. Der KlÃ¤ger beantragt, 1. der Bescheid der Deutschen
Rentenversicherung Bund vom 02.09.2014 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 26.11.2019 wird aufgehoben. 2. Der KlÃ¤ger wird
fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit bei der B. H. GmbH in MÃ¼lheim vom 01.10.2002 von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung gem. Â§ 6 SGB VI
befreit. Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. Die Beklagte ist der Ansicht,
ein Anspruch auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung
bestehe fÃ¼r die ab dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bei der B. H. GmbH
nicht. Der dem KlÃ¤ger nach Â§ 7 Abs. 2 AVG erteilte Bescheid Ã¼ber die Befreiung
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung vom
11.10.1991 entfalte fÃ¼r das vorliegend streitgegenstÃ¤ndliche
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der B. H. GmbH keine Wirkung. Nach der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung sei eine Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung auf die jeweils
ausgeÃ¼bte konkrete BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit bei einem bestimmten
Arbeitgeber beschrÃ¤nkt. Sie werde mit einer inhaltlichen Umgestaltung des
Arbeitsplatzes, mit einem Wechsel des Aufgabengebietes oder mit der Aufgabe der
BeschÃ¤ftigung gegenstandslos, ohne dass es einer ausdrÃ¼cklichen Aufhebung
des Befreiungsbescheides bedÃ¼rfe. Im Ergebnis fÃ¼hre damit praktisch jeder
Arbeitsplatzwechsel oder Arbeitgeberwechsel zu einem neuen Befreiungsverfahren,
das mit einem Antrag eingeleitet werde und mit einem Bescheid abzuschlieÃ�en
sei. Dem Befreiungsbescheid vom 11.10.1991 habe die BeschÃ¤ftigung des
KlÃ¤gers bei der H. AG in Marl zugrunde gelegen, fÃ¼r welche die Befreiung
beantragt worden sei. Der Bescheid habe spÃ¤testens mit Aufgabe dieser
BeschÃ¤ftigung seine Wirkung verloren. Es liege auch keine schriftliche Zusicherung
der Beklagten oder der frÃ¼heren BfA bezÃ¼glich einer Weitergeltung der mit
Bescheid vom 11.10.1991 ausgesprochenen Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht fÃ¼r eine bei einem neuen Arbeitgeber aufgenommene
BeschÃ¤ftigung vor. Aus der Verwaltungsakte ergebe sich auch kein
Telefonvermerk Ã¼ber eine im Jahr 2002 erteilte telefonische Auskunft zur
Weitergeltung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht bezÃ¼glich der
streitgegenstÃ¤ndlichen BeschÃ¤ftigung. Aus dem Umstand, dass bei frÃ¼heren
BetriebsprÃ¼fungen bei der Arbeitgeberin des KlÃ¤gers keine Beanstandungen
hinsichtlich der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers erfolgt seien, ergebe sich kein
Vertrauensschutz dahingehend, dass der KlÃ¤ger von der Versicherungspflicht zu
befreien sei. Eine materielle Bindungswirkung ergebe sich nur dann und nur
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insoweit, als Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he personenbezogen fÃ¼r
bestimmte ZeitrÃ¤ume durch gesonderte Verwaltungsakte festgestellt worden
seien. Ein BetriebsprÃ¼fungsbescheid, der die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers konkret
erfasst habe, sei nicht ergangen. Nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
kÃ¶nnten Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus vergangen BetriebsprÃ¼fungen ohne
personenbezogene Feststellungen bezÃ¼glich der TÃ¤tigkeit eines konkreten
Arbeitnehmers keine Rechte herleiten. Ein Vertrauensschutz aus den bei der
Arbeitgeberin des KlÃ¤gers durchgefÃ¼hrten BetriebsprÃ¼fungen lasse sich nicht
herleiten. Die Beteiligten haben mit SchriftsÃ¤tzen vom 10.11.2022 und vom
09.12.2022 ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung erklÃ¤rt. Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes
wird auf den sonstigen Inhalt der Gerichtsakte und der beigezogenen
Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. EntscheidungsgrÃ¼nde: Das
Gericht konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten ihr
EinverstÃ¤ndnis hierzu erklÃ¤rt haben (Â§ 124 Abs. 2 SGG). Die Klage ist zulÃ¤ssig,
aber nicht begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 02.09.2014
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26.11.2019 ist nicht rechtswidrig im
Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG), da der KlÃ¤ger bezogen
auf seine seit dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit keinen Anspruch auf
Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung hat.
1) Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Befreiung von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung bezogen auf die seit dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit ergibt sich nicht aus dem Bescheid der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r
Angestellte (BfA) vom 11.10.1991. Die Befreiungsentscheidung vom 11.10.1991
bezieht sich ausschlieÃ�lich auf die damals vom KlÃ¤ger seit November 1990
ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei der H. AG. Das Bundessozialgericht hat sich bereits
mehrfach mit der Auslegung von entsprechenden Formularbescheiden der BfA
befasst, welche die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung regeln (vgl. BSG Urteil vom 31.10.2012 â�� B 12 R 3/11 R; BSG
Urteil vom 22.03.2018 â�� B 5 RE 5/16 R; BSG Urteil vom 28.06.2018 â�� B 5 RE
2/17 R; BSG Urteil vom 13.12.2018 â�� B 5 RE 1/18; BSG Urteil vom 13.12.2018 â��
B 5 RE 3/18). Das Bundesozialgericht ist in allen Entscheidungen zu dem Ergebnis
gelangt, dass sich der Verwaltungsakt Ã¼ber die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht in einem derartigen Formularbescheid nicht auf den
Beruf als solchen oder einen bestimmten BeschÃ¤ftigungtypus, sondern lediglich
auf die konkret ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung beziehe. Aufgrund des so zu
verstehenden Regelungsgehaltes entfaltet der Verwaltungsakt mit Beendigung der
konkreten BeschÃ¤ftigung keine Rechtswirkungen mehr. Er wird vielmehr zu diesem
Zeitpunkt gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2 SGB X unwirksam, weil er sich auf andere Weise
erledigt hat. Kennzeichnend fÃ¼r Formularbescheide ist, dass sie aus
vorformulierten Texten bestehen, die in einer Vielzahl von FÃ¤llen im Wesentlichen
wortgleich verwendet werden. Das Bundessozialgericht weist zurecht darauf hin,
dass sich die Frage nach dem Bedeutungsgehalt eines Formularbescheides nicht
nur in dem jeweiligen konkreten Einzelfall stellt, sondern in allen FÃ¤llen, in denen
der VersicherungstrÃ¤ger einen derartigen Bescheid verwendet (vgl. BSG Urteile
vom 13.12.2018 â�� B 5 RE 1/18 R; BSG Urteil vom 13.12.2018 â�� B 5 RE 3/18 R).
Sie kann deshalb nicht von Fall zu Fall und von Gericht zu Gericht unterschiedlich
beantwortet werden, vielmehr besteht ein BedÃ¼rfnis nach einer einheitlichen
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Auslegung von Formularbescheiden. Dies ist der Grund dafÃ¼r, dass sich das
Bundessozialgericht eingehend mit dem Regelungsgehalt der
Befreiungsverwaltungsakte der BfA auseinandergesetzt hat (vgl. LSG Berlin-
Brandenburg Urteil vom 27.01.2021 â�� L 33 R 750/18 unter Hinweis auf die Urteile
des Bundessozialgerichtes vom 13.12.2008 â�� B 5 RE 1/18 R und B 5 RE 3/18 R).
Ausgehend von diesen hÃ¶chstrichterlich geklÃ¤rten GrundsÃ¤tzen ergibt sich auch
bezogen auf den gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger ergangenen Bescheid der BfA vom
11.10.1991, dass sich die Befreiungsentscheidung nicht auf die seit dem
01.10.2002 ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei der Firma B. H. GmbH bezieht. Der
Bescheid vom 11.10.1991 ist nach Â§ 133 BGB dahingehend auszulegen, dass er
den KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich von der Rentenversicherungspflicht fÃ¼r die ab dem
01.11.1990 beginnende BeschÃ¤ftigung bei der H. AG ab dem 01.07.1991 befreit.
Dagegen ist der Verwaltungsakt keinem VerstÃ¤ndnis dahingehend zugÃ¤nglich,
dass die Befreiung unabhÃ¤ngig von dieser BeschÃ¤ftigung fÃ¼r die gesamte Zeit
der Mitgliedschaft des KlÃ¤gers in der Rechtsanwaltskammer und im
Versorgungswerk der RechtsanwÃ¤lte im Land Nordrhein-Westfalen fÃ¼r jede
BeschÃ¤ftigung Geltung entfaltet. Einen Verwaltungsakt und damit einen
VerfÃ¼gungssatz bzw. eine Regelung enthalten allein die umrandeten
AusfÃ¼hrungen im Bescheid vom 11.10.1991; die weiteren ErklÃ¤rungen,
insbesondere Ã¼ber die Dauer der Befreiung, sind lediglich erlÃ¤uternde Hinweise
zu der getroffenen Befreiungsentscheidung (vgl. BSG Urteil vom 07.11.1991 â�� 12
RK 49/89; BSG Urteil vom 30.04.1997 â�� 12 RK 34/96; BSG Urteil vom 22.10.1998
â�� B 5/4 RA 80/97 R; BSG Urteil vom 31.10.2012 B 12 R 5/10 R). Dies ergibt sich
sowohl aus der Ã¤uÃ�eren Gestaltung der AusfÃ¼hrungen als auch aus ihrem
Inhalt. Durch die Umrandung der Verlautbarungen zu dem Eingangsdatum des
Befreiungsantrages, den Beginn des â��BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissesâ�� und den
Beginn der Befreiung werden diese von den nachfolgenden ErklÃ¤rungen
abgehoben und ihnen dadurch eine besondere Bedeutung beigemessen.
Insbesondere aber sind allein sie individuell auf den KlÃ¤ger und damit auf den
Einzelfall bezogen, wÃ¤hrend die AusfÃ¼hrungen zur Dauer der Befreiung und ihrer
Geltung bei MehrfachbeschÃ¤ftigungen allgemein gefasst sind und schon damit als
bloÃ�e Hinweise fÃ¼r die individuelle Regelung ausgewiesen werden (vgl. fÃ¼r
Bescheide nach Â§ 7 Abs. 2 AVG: BSG Urteil vom 22.03.2018 â�� B 5 RE 5/16 R;
BSG Urteil vom 05.12.2017 B 12 KR 11/15 R; BSG Urteil vom 31.10.2012 â�� B 12 R
5/10 R; BSG Urteil vom 07.12.2000 â�� B 12 KR 11/00 R; BSG Urteil vom 23.09.2020
â�� B 5 RE 6/19 R). Der Bescheid vom 11.10.1991 enthÃ¤lt die Regelung, dass der
KlÃ¤ger ab dem 01.07.1991 von der Versicherungspflicht zur Rentenversicherung
befreit ist. Der weitere Regelungsgehalt, die TÃ¤tigkeitsbezogenheit der Befreiung
ergibt sich insbesondere aus dem im Bescheid in Bezug genommenen Antrag des
KlÃ¤gers vom 22.05.1991 (Eingangsdatum). In diesem Antrag gab der KlÃ¤ger
unter der Rubrik versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit, sofern angestellt bei einem
Arbeitgeber die Firma H. AG in Marl und als Beginn des derzeitigen
angestelltenversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses den
01.11.1990 an. Der damalige Befreiungsantrag betraf somit unzweifelhaft die seiner
Zeit ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei der Firma H. AG. Dem am 22.05.1991 vom
KlÃ¤ger mit dem dargestellten Inhalt gestellten Befreiungsantrag hat die BfA mit
Bescheid vom 11.10.1991 stattgegeben. Antrag und Bescheid beziehen sich
korrespondierend auf die damalige BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers bei der Firma H.
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AG. Dem gegenÃ¼ber ist der Bescheid vom 11.10.1991 keinem VerstÃ¤ndnis
dafÃ¼r zugÃ¤nglich, dass die Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherung
fÃ¼r eine durch eine oder mehrere Charakteristika geprÃ¤gte TÃ¤tigkeit als solche
erteilt ist. FÃ¼r eine solche Interpretation gibt der Wortlaut des Bescheides nichts
her. Der dort verwendete Begriff des â��BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissesâ�� bzw.
der â��BeschÃ¤ftigungâ�� lÃ¤sst eine derartige Auslegung nicht zu.
BeschÃ¤ftigung ist auch im rentenversicherungsrechtlichen Sinne die nicht
selbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis, wobei
Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers sind (vgl. Â§ 7 Abs. 1
SGB IV). BeschÃ¤ftigung im hier maÃ�geblichen Sinne meint daher nicht die
TÃ¤tigkeit als solche bzw. einen bestimmten Beruf oder ein Berufsbild, sondern die
fÃ¼r einen Weisungsgeber, d.h. einen Arbeitgeber verrichtete TÃ¤tigkeit (BSG Urteil
vom 22.03.2018 â�� B 5 RE 5/16 R). DarÃ¼ber hinaus belegen weitere
AusfÃ¼hrungen im Bescheid vom 11.10.1991 die TÃ¤tigkeitsbezogenheit der
Befreiungsregelung. Die BfA hat in dem Bescheid zum einen darauf hingewiesen,
dass die Befreiung bei AusÃ¼bung mehrerer BeschÃ¤ftigungen nur fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung gilt, auf die die Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung beruht
und nach deren Arbeitsentgelt die Versorgungsabgaben zu berechnen sind. Zum
anderen hat sie darum gebeten, â��den frÃ¼heren (vorherigen) Arbeitgeber von
der Befreiung zu verstÃ¤ndigenâ��, falls â��sie inzwischen ihren Arbeitgeber
gewechselt habenâ��. Insbesondere letztere ErklÃ¤rung zeigt, dass sich die
Befreiung ausschlieÃ�lich auf das im Antrag genannte
â��BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisâ�� und nicht auf die FolgebeschÃ¤ftigungen
bezieht. Ansonsten wÃ¤re nicht verstÃ¤ndlich, warum sich die Bitte um
Informierung Ã¼ber die erteilte Befreiung nicht auf den vorherigen und den
nachfolgenden Arbeitgeber bezieht (BSG Urteil vom 22.03.2018 B 5 RE 5/16 R).
Ausgehend von diesem Regelungsgehalt des Bescheides vom 11.10.1991 entfaltet
dieser seit Aufgabe der im Antrag vom 22.05.1991 genannten BeschÃ¤ftigung keine
Rechtwirkungen mehr. Er ist vielmehr in diesem Zeitpunkt gem. Â§ 39 Abs. 2 SGB X
unwirksam geworden, weil er sich auf andere Weise erledigt hat (BSG Beschluss
vom 07.03.2018 â�� B 5 RE 3/17 R). Die AusfÃ¼hrungen der BfA zur Dauer der
Befreiung nach der Rechtsbehelfsbelehrung erlauben keine Interpretation des
VerfÃ¼gungssatzes im Bescheid vom 11.10.1991 dahingehend, dass die Befreiung
unabhÃ¤ngig von der konkreten BeschÃ¤ftigung auf Dauer wirkt und nur im Falle
des â��Widerrufsâ��, d.h. der Aufhebung nach Â§ 48 SGB X endet. Insbesondere
angesichts der Antragsbezogenheit des Bescheides beschrÃ¤nkt sich vielmehr die
Aussage zur Dauer der Befreiung fÃ¼r die Zeit der Pflichtmitgliedschaft und einer
daran anschlieÃ�enden freiwilligen Mitgliedschaft auf deren Fortgeltung in
AbhÃ¤ngigkeit von der HÃ¶he der geleisteten Versorgungsabgaben und lÃ¤sst die
Frage nach der Dauer der Befreiung im Hinblick auf sonstige Voraussetzungen
unberÃ¼hrt. Aus denselben GrÃ¼nden bezieht sich die ErklÃ¤rung zum Ende der
Befreiung durch fÃ¶rmlichen â��Widerrufâ�� der BfA nur auf das Ende der
Befreiung unter BerÃ¼cksichtigung der sonstigen BeendigungstatbestÃ¤nde eines
Verwaltungsaktes (BSG Urteil vom 22.03.2018 â�� B 5 RE 5/16 R mwN). Eine
bestehende Befreiung des KlÃ¤gers von der gesetzlichen Rentenversicherung ergibt
sich auch nicht aus Â§ 231 Abs. 1 Satz 1 SGB VI, nach der Personen, die â�� wie der
KlÃ¤ger â�� am 31.12.1991 von der Versicherungspflicht befreit waren, in
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derselben BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit befreit bleiben. Bei der
ab dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers handelt es sich
schon deshalb nicht um â��dieselbe BeschÃ¤ftigungâ��, die der ursprÃ¼nglichen
Befreiung von der Versicherungspflicht zugrunde lag, weil es sich bei der B. H.
GmbH um eine andere Arbeitgeberin als die H. AG handelt und daher auch ein
anderes Arbeits- und â��BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisâ�� zu beurteilen ist. Die
Voraussetzungen des Â§ 231 Abs. 1 Satz 1 SGB VI sind nicht erfÃ¼llt, weil die darin
geforderte â��IdentitÃ¤tâ�� zwischen der BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers, die seiner
mit Bescheid vom 11.10.1991 erteilten Befreiung zugrunde lag, und der
BeschÃ¤ftigung bei der B. H. GmbH nicht gegeben ist (vgl. BSG Urteil vom
05.12.2017 â�� B 12 KR 11/15 R). 2) Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf
Befreiung von der Versicherungspflicht nach Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI
aufgrund seines am 08.08.2014 (Eingangsdatum) gestellten Befreiungsantrages
bezogen auf die seit dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei der Firma B.
H. GmbH. Der KlÃ¤ger Ã¼bte seit dem 01.10.2002 keine befreiungsfÃ¤hige
BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 SGB VI aus. Diese Vorschrift
gibt versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten, die gleichzeitig verkammerte Mitglieder
berufsstÃ¤ndischer Versorgungseinrichtungen sind, einen Anspruch auf Befreiung
von der Versicherungspflicht nur fÃ¼r die â��BeschÃ¤ftigung wegen derâ�� sie
aufgrund einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden
Verpflichtung Mitglied einer Ã¶ffentlich rechtlichen Versorgungseinrichtung oder
Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe (berufsstÃ¤ndische
Versorgungseinrichtung) und zugleich kraft gesetzlicher Verpflichtung Mitglied einer
berufsstÃ¤ndischen Kammer sind. Eine Befreiung von der Versicherungspflicht
kommt nur in Betracht, wenn ein â�� und dieselbe ErwerbstÃ¤tigkeit gleichzeitig zu
zwei VersicherungsverhÃ¤ltnissen fÃ¼hrt, d.h. zur Versicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung und zusÃ¤tzlich zur Mitgliedschaft in einer berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung und einer berufsstÃ¤ndischen Kammer. Der KlÃ¤ger ist
zwar parallel in mehreren Versorgungssystemen einbezogen, doch ist allein deshalb
der Anwendungsbereich von Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI nicht erÃ¶ffnet. Die
Norm ermÃ¶glicht es nicht etwa generell, jegliche â�� faktisch existierende â��
Doppelversicherung zu vermeiden, sondern erkennt Betroffenen ein Befreiungsrecht
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung allein dann zu,
wenn beide Versicherungen rechtlich auf ein und demselben Lebenssachverhalt
beruhen und in der Folge gerade deshalb ein mehrfacher Schutz gegen die Risiken
von ErwerbsunfÃ¤higkeit, Alter und Tod besteht. Der Anwendungsbereich des Â§ 6
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI ist nur dann erÃ¶ffnet, wenn ein â�� und dieselbe
ErwerbstÃ¤tigkeit zur Versicherungspflicht in beiden Sicherungssystemen fÃ¼hrt.
Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt diese Voraussetzungen bezogen auf die seit dem 01.10.2002
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nicht. Nach der gefestigten Rechtsprechung des
Bundessozialgerichtes kann die ab dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bei der
Firma B. H. GmbH dem Berufsfeld des Rechtsanwaltes von vorne herein nicht
zugeordnet werden. Das Bundessozialgericht hat in drei Grundsatzentscheidungen
vom 03.04.2014 (B 5 RE 13/14 R; B 5 RE 9/14 R; B 5 RE 3/14 R) klargestellt, dass
die ErwerbstÃ¤tigkeit von SyndikusanwÃ¤lten bei dem jeweiligen Arbeitgeber nicht
zum Feld der anwaltlichen BerufstÃ¤tigkeiten im Sinne der
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) gehÃ¶re. Nach gefestigter
verfassungsrechtlicher und berufsrechtlicher Rechtsprechung zum TÃ¤tigkeitsbild
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des Rechtsanwaltes nach der BRAO werde derjenige, der als stÃ¤ndiger
Rechtsberater in einem festen Dienst- und AnstellungsverhÃ¤ltnis zu einem
bestimmten Arbeitgeber stehe, in dieser Eigenschaft nicht als Rechtsanwalt tÃ¤tig.
UnabhÃ¤ngiges Organ der Rechtspflege und damit Rechtsanwalt sei der Syndikus
nur in seiner freiberuflichen TÃ¤tigkeit auÃ�erhalb des DienstverhÃ¤ltnisses. Die im
Rahmen der BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers bei der B. H. GmbH erbrachte
ErwerbstÃ¤tigkeit ist damit fÃ¼r seine Mitgliedschaft bei dem Versorgungswerk der
RechtsanwÃ¤lte des Landes Nordrhein-Westfalen und die hierdurch parallel zur
gesetzlichen Rentenversicherung begrÃ¼ndete Ã¶ffentlich-rechtliche Sicherung
ohne Bedeutung. Somit fÃ¼hrt nicht ein- und dieselbe ErwerbstÃ¤tigkeit zur
Versicherungspflicht in beiden Sicherungssystemen. Da es bereits an dieser
Grundvoraussetzung des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 SGB VI fehlt, erÃ¼brigt sich eine
weitergehende inhaltliche PrÃ¼fung (vgl. BSG Urteil vom 03.04.2014 â�� B 5 RE
13/14 R). 3) Der KlÃ¤ger kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, er mÃ¼sse unter
Vertrauensschutzgesichtspunkten so behandelt werden, als wenn er von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit worden wÃ¤re.
Das Bundessozialgericht hat in seinen Entscheidungen vom 03.04.2014 (B 5 RE
13/14 R) darauf hingewiesen, dass es eine langjÃ¤hrige rechtswidrige
Verwaltungspraxis der Beklagten gegeben habe, fÃ¼r RechtsanwÃ¤lte, die in einem
AngestelltenverhÃ¤ltnis zu einem nichtanwaltlichen Arbeitgeber standen
(SyndikusanwÃ¤lte), eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen (4-Kriterien-
Theorie) vorzunehmen. Einen Vertrauensschutz hat das Bundessozialgericht
lediglich fÃ¼r die FÃ¤lle in Betracht gezogen, in denen jemand Inhaber einer
entsprechenden begÃ¼nstigenden Befreiungsentscheidung bezogen auf eine zur
Zeit ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung sei. Ausgehend von dieser Rechtsprechung kann
sich der KlÃ¤ger nicht mit Erfolg auf Vertrauensschutz berufen. Der KlÃ¤ger ist
bezogen auf die seit dem 01.10.2002 ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung bei der Firma B.
H. GmbH nicht Inhaber einer begÃ¼nstigenden Befreiungsentscheidung und
gehÃ¶rt dementsprechend nicht zu dem Personenkreis, bei dem ein rechtlich
geschÃ¼tztes Vertrauen in den Bestand einer Entscheidung des
RentenversicherungstrÃ¤gers anzunehmen ist (vgl. ebenso LSG Berlin-Brandenburg
vom 27.01.2021 â�� L 33 R 750/18). Der KlÃ¤ger kann aus den in dem
ursprÃ¼nglichen Bescheid vom 11.10.1991 enthaltenen AusfÃ¼hrungen â��
insbesondere zum Fortbestehen der Befreiung von der Versicherungspflicht im Falle
einer anschlieÃ�enden, lediglich freiwilligen Mitgliedschaft in der
Versorgungseinrichtung â�� keinen Vertrauensschutz herleiten, weil sie den
vorliegenden Fall des Wechsels der BeschÃ¤ftigung nicht betreffen (vgl. BSG Urteil
vom 31.10.2012 B 12 R 5/10 R). Der KlÃ¤ger kann sich auch nicht auf ein Vertrauen
in den uneingeschrÃ¤nkten Fortbestand seiner durch Bescheid vom 11.10.1991
erteilten Befreiung von der Versicherungspflicht berufen. Das Recht der
gesetzlichen Rentenversicherung und damit auch die Regelungen Ã¼ber die
Befreiung von der Versicherungspflicht wurden nÃ¤mlich durch das
Rentenreformgesetz 1992 (BGBl I 1989, 2261) umfassend geÃ¤ndert. Dabei wurde
im Hinblick auf Vertrauensschutzgesichtspunkte keine umfassende, sondern nur
eine inhaltlich begrenzte Ã�bergangsregelung geschaffen. Der Gesetzgeber
rÃ¤umte dem vor 1992 von der Versicherungspflicht befreiten Personenkreis im
Hinblick auf eine AbwÃ¤gung zwischen deren und dem Interesse der
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Solidargemeinschaft durch die Regelungen in Â§ 231 Abs. 1 Satz 1 SGB VI insoweit
nur einen auf dieselbe BeschÃ¤ftigung bezogenen Bestandsschutz ein , der
zugunsten des KlÃ¤gers nicht eingreift (vgl. BSG Urteil vom 31.10.2012 B 12 R 5/10
R). Die in Â§ 231 Abs. 1 Satz 1 SGB VI Ã¼bergangsrechtlich angeordnete
Begrenzung der Weitergeltung einer am 31.12.1991 bestehenden Befreiung nur
fÃ¼r â��dieselbe BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeitâ�� gilt in
gleicher Weise fÃ¼r Personen, die an diesem Stichtag lediglich nach dem Grundsatz
von Treu und Glauben als von der Versicherungspflicht befreit zu behandeln waren.
Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes kÃ¶nnen die Wirkungen einer
aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes anzuerkennenden Befreiung nicht weiter
gehen als die Rechtsfolgen einer vor dem 01.01.1992 in einem Verwaltungsakt
verfÃ¼gten Befreiungsentscheidung (vgl. BSG Urteil vom 23.09.2020 â�� B 5 RE
6/19 R). Der KlÃ¤ger hat nicht den Nachweis erbracht, dass die Beklagte ihm
gegenÃ¼ber bei Aufnahme seiner BeschÃ¤ftigung bei der B. H. GmbH im Jahr 2002
zum Ausdruck gebracht hat, aufgrund der bereits am 11.10.1991 erteilten Befreiung
trete bei Aufnahme der TÃ¤tigkeit bei der Firma B. H. GmbH keine
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung ein. Zwar verstÃ¶Ã�t
es nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, der sich die Kammer anschlieÃ�t,
gegen Treu und Glauben, wenn ein RentenversicherungstrÃ¤ger die
Versicherungspflicht eines Betroffenen in der gesetzlichen Rentenversicherung
feststellt, nachdem der TrÃ¤ger zuvor in einer Antwort auf die Frage des
Betroffenen nach der Reichweite einer frÃ¼heren Befreiung im Hinblick auf eine
neu eingegangene BeschÃ¤ftigung den Eindruck erzeugt hatte, auch insoweit trete
wegen der schon erteilten frÃ¼heren Befreiung keine Versicherungspflicht ein (vgl.
BSG Urteil vom 31.10.2012 B 12 R 5/10 R; BSG Urteil vom 23.09.2020 â�� B 5 RE
6/19 R; BSG Urteil vom 16.06.2021 â�� B 5 RE 4/20 R). Der KlÃ¤ger hat jedoch
keine Beweismittel vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass er bei Aufnahme seiner
TÃ¤tigkeit bei der Firma B. H. GmbH die Auskunft der BfA erhalten habe, dass er
keinen neuen Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht stellen mÃ¼sse,
weil der Befreiungsbescheid vom 11.10.1991 auch fÃ¼r diese BeschÃ¤ftigung
gelten wÃ¼rde. Der KlÃ¤ger hat dem Gericht keine schriftliche Ã�uÃ�erung der BfA
dieses Inhaltes ihm gegenÃ¼ber vorgelegt, obwohl er mit gerichtlicher VerfÃ¼gung
vom 20.09.2022 hierzu ausdrÃ¼cklich aufgefordert worden ist. Der daraufhin
erstmalig vorgetragene Umstand, der KlÃ¤ger habe bei der BfA telefonisch
ausdrÃ¼cklich nachgefragt und die Mitteilung erhalten, er mÃ¼sse nur die bereits
erteilte Befreiung dem neuen Arbeitgeber vorlegen, ist nicht nachgewiesen. In der
Verwaltungsakte der Beklagten ist ein Vermerk Ã¼ber eine entsprechende
telefonische Anfrage des KlÃ¤gers und Ã¼ber eine entsprechende Auskunft eines
Mitarbeiters der BfA nicht enthalten. Dem Gericht war es auch nicht mÃ¶glich,
weitere Ermittlungen, insbesondere eine Zeugenbefragung der Auskunftsperson der
BfA durchzufÃ¼hren, da weder der genaue Zeitpunkt des Telefonates noch der
Name des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin der BfA mitgeteilt wurden. Soweit der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers wiederholt aus anderen
Verwaltungsverfahren AuskÃ¼nfte der BfA bezogen auf andere Personen vorgelegt
hat, ist damit nicht der Nachweis erbracht worden, dass auch im Falle des KlÃ¤gers
im Jahr 2002 beim Wechsel des Arbeitgebers eine schriftliche oder mÃ¼ndliche
Auskunft der damaligen BfA erteilt worden ist, dass es bei Aufnahme seiner
BeschÃ¤ftigung bei der Firma B. H. GmbH im Hinblick auf den Bescheid vom
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11.10.1991 einer erneuten Befreiung von der Versicherungspflicht nicht bedurfte.
SchlieÃ�lich kann der KlÃ¤ger auch keinen Vertrauensschutz daraus herleiten, dass
bei BetriebsprÃ¼fungen, die bei der Firma B. H. GmbH durchgefÃ¼hrt worden sind,
nicht beanstandet worden ist, dass fÃ¼r den KlÃ¤ger keine BeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet worden sind. Soweit frÃ¼here
BetriebsprÃ¼fungen bei der Firma B. H. GmbH mit einer sogenannten
PrÃ¼fmitteilung abgeschlossen worden sind, wonach die durchgefÃ¼hrte
BetriebsprÃ¼fung â��ohne Beanstandungen geblieben seiâ��, handelt sich schon
nicht um einen Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 Satz 1 SGB X. Insoweit kann bei
in der Vergangenheit abgeschlossenen beanstandungsfreien BetriebsprÃ¼fungen
kein Bestands- und Vertrauensschutz fÃ¼r die Vergangenheit begrÃ¼ndet werden,
weil es an einem die Beanstandungsfreiheit regelnden Verwaltungsakt gerade fehlt
(vgl. BSG Urteil vom 19.09.2019 B 12 R 25/18 R Rn 36 zitiert nach Juris). Daran
Ã¤ndert auch der Umstand nichts, dass mÃ¶glicherweise noch ein (formaler)
Anspruch des Arbeitgebers auf Bescheidung in Frage kommt (vgl. BSG aaO). Im
Ã�brigen gilt weiterhin der Grundsatz, dass sich eine materielle Bindungswirkung
nur insoweit ergeben kann, als Versicherungs- und/oder Beitragspflicht im Rahmen
der PrÃ¼fung personenbezogen fÃ¼r bestimmte ZeitrÃ¤ume durch Verwaltungsakt
festgestellt worden sind (vgl. BSG Urteil vom 19.09.2019 B 12 R 25/18 R Rn 32 â��
zitiert nach Juris). Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. â��

Â 

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. Die Berufung ist innerhalb
eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen, ZweigertstraÃ�e 54, 45130 Essen schriftlich oder mÃ¼ndlich zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle einzulegen. Die
Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem
Sozialgericht Duisburg, MÃ¼lheimer StraÃ�e 54, 47057 Duisburg schriftlich oder
mÃ¼ndlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle eingelegt
wird. Die Berufungsschrift muss bis zum Ablauf der Frist bei einem der
vorgenannten Gerichte eingegangen sein. Sie soll das angefochtene Urteil
bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Die elektronische Form wird durch
Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung
durch das Gericht geeignet ist und â�� von der verantwortenden Person qualifiziert
elektronisch signiert ist und Ã¼ber das Elektronische Gerichts- und
Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder â�� von der verantwortenden
Person signiert und auf einem sicheren Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. Weitere Voraussetzungen,
insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber die technischen
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und Ã¼ber das besondere
elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung â��
ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Ã�ber das Justizportal des Bundes und der
LÃ¤nder (www.justiz.de) kÃ¶nnen nÃ¤here Informationen abgerufen werden.
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ZusÃ¤tzlich wird darauf hingewiesen, dass einem Beteiligten auf seinen Antrag fÃ¼r
das Verfahren vor dem Landessozialgericht unter bestimmten Voraussetzungen
Prozesskostenhilfe bewilligt werden kann. Gegen das Urteil steht den Beteiligten die
Revision zum Bundessozialgericht unter Ã�bergehung der Berufungsinstanz zu,
wenn der Gegner schriftlich zustimmt und wenn sie von dem Sozialgericht auf
Antrag durch Beschluss zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Duisburg
schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufÃ¼gen.
Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab,
so beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von
neuem, sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und
Frist gestellt und die ZustimmungserklÃ¤rung des Gegners beigefÃ¼gt war. Die
Einlegung der Revision und die Zustimmung des Gegners gelten als Verzicht auf die
Berufung, wenn das Sozialgericht die Revision zugelassen hat. Schriftlich
einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch
eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten
ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument zu
Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich,
bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulÃ¤ssig. Die
vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder
unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches
Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r die nach dem Sozialgerichtsgesetz
vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein sicherer Ã�bermittlungsweg nach 
Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§ 65d SGG).

Erstellt am: 25.10.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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